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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 6 KA 113/03 B 

 

 

 
1.  ……………………………………………………………………………………, 
 
2.  ..................................................................................................................., 

 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................, 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein, 
Tersteegenstraße 9, 40474 Düsseldorf, 
 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. März 2004 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  E n g e l m a n n ,   die Richter   Dr.  W e n n e r   und 

Dr.  C l e m e n s   sowie die ehrenamtlichen Richter   M e y e r - D u l h e u e r 

und   Dr.  W a l m u t h 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 25. Juni 2003 wird zurückgewiesen. 

 

Die Kläger haben die außergerichtlichen Kosten der Beklagten für das Beschwerdever-

fahren als Gesamtschuldner zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die als Augenärzte zur vertragsärztlichen Versorgung zugelassenen Kläger beanspruchen 

für das Quartal I/1988 die Erstattung der Kosten für Intraokularlinsen und Verbrauchs-

materialien bei Katarakt-Operationen auf der Grundlage eines Vertrages "zur Abgabe von 

Verbrauchsmaterialien bei der ambulanten Katarakt-Operation" zwischen den Kranken-

kassen bzw Krankenkassenverbänden und der beklagten Kassenärztlichen Vereinigung 

(KÄV) vom 13. November 1996 bzw 17. März 1997. Diesen Vertrag hatten die Kranken-

kassen bzw Kassenverbände fristgerecht zum 31. Dezember 1997 gekündigt und mit der 

Beklagten am 23. Juni 1998 bzw 28. Juli 1998 rückwirkend zum 1. Januar 1998 einen 

neuen Vertrag geschlossen. Dieser neue Vertrag sieht niedrigere Erstattungsbeträge als 

der bis zum Ende 1997 geltende Vertrag vor.  

 

Mit ihrer Klage haben die Kläger die Zahlung der nach dem Vertrag von 1997 maßgebli-

chen Erstattungsbeträge verlangt. Das Sozialgericht (SG) hat der Klage unter dem 

Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes stattgegeben, weil die Kläger von der Kündigung 

des Vertrages durch die Krankenkassenverbände keine Kenntnis gehabt hätten. Auf die 

Berufung der Beklagten hat das Landessozialgericht (LSG) das erstinstanzliche Urteil 

geändert und die Klage abgewiesen. Für einen Anspruch der Kläger auf Erstattung ihrer 

Sachkosten in der bis zum 31. Dezember 1997 vertraglich vereinbarten Höhe auch im 

Quartal I/1998 bestehe keine rechtliche Grundlage (Urteil vom 25. Juni 2003). 

 

Mit ihrer Beschwerde machen die Kläger geltend, im Rechtsstreit seien Fragen von 

grundsätzlicher Bedeutung zu entscheiden (Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 1 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). 

 

 

II 

 

Die Beschwerde hat keinen Erfolg. 

 

Die Kläger halten für grundsätzlich bedeutsam, ob § 89 Abs 1 Fünftes Buch Sozialgesetz-

buch (SGB V) auf einen zwischen einer KÄV und den für ihren Bezirk zuständigen Lan-

desverbänden der Krankenkassen und den Verbänden der Ersatzkassen geschlossenen 

Vertrag anwendbar ist, der die Abgabe und Abrechnung von Verbrauchsmaterial und 

Intraokularlinsen bei ambulanten Katarakt-Operationen durch ambulant operierende 

Augenärzte regelt. Wenn zu Gunsten der Kläger unterstellt wird, die Beschwerdebegrün-

dung entspreche den aus § 160a Abs 2 Satz 3 SGG abzuleitenden Darlegungsanforde-

rungen, ist die Beschwerde jedenfalls unbegründet. In der expliziten Formulierung seitens 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 
- 4 - 

der Kläger ist die Rechtsfrage nicht klärungsbedürftig, weil nicht erkennbar ist, dass ihr 

über den entschiedenen Einzelfall hinsichtlich der Erstattung für Verbrauchsmaterialien 

bei Katarakt-Operationen im inzwischen sechs Jahre zurückliegenden Quartal I/1998 hin-

aus Bedeutung zukommt. 

 

In der von den Klägern formulierten Rechtsfrage kann jedoch die allgemeinere Frage ent-

halten sein, ob auf Verträge über die vertragsärztliche Versorgung, die die Vertragspart-

ner nicht in Ausführung einer gesetzlichen Verpflichtung schließen, § 89 Abs 1 SGB V mit 

der Folge anzuwenden ist, dass insbesondere die Weitergeltungsanordnung des § 89 

Abs 1 Satz 4 SGB V zum Tragen kommt. Diese Vorschrift bestimmt, dass dann, wenn bis 

zum Ablauf eines Vertrages ein neuer Vertrag nicht zustande kommt, sondern vom 

Schiedsamt festgesetzt werden muss, die Bestimmungen des bisherigen Vertrages bis 

zur Entscheidung des Schiedsamtes vorläufig weiter gelten. Aus dem Gesetzeswortlaut 

ergibt sich unmittelbar und wird von den Klägern auch nicht in Frage gestellt, dass sich 

die Weitergeltungsanordnung des § 89 Abs 1 Satz 4 SGB V nur auf einen "Vertrag über 

die vertragsärztliche Versorgung" iS des § 89 Abs 1 SGB V bezieht. Das Schiedsamt 

kann lediglich den Inhalt der in § 89 Abs 1 Satz 1 SGB V angesprochenen Verträge fest-

setzen. Nur wenn ein Vertrag in diesem Sinne schiedsamtsfähig ist, kann es zur Vermei-

dung eines vertragslosen Zustandes zur vorläufigen Weitergeltung des bisher geltenden 

Vertrages kommen.  

 

Die weitergehende Frage, ob nur gesetzlich vorgeschriebene Verträge iS des § 89 Abs 1a 

Satz 1 SGB V im dargestellten Sinne schiedsfähig sind, oder auch freiwillige Verträge 

zwischen den Gesamtvertragspartnern Gegenstand eines Schiedsverfahrens und damit 

- was hier allein von Bedeutung ist - der Weitergeltungsanordnung nach § 89 Abs 1 Satz 4 

SGB V sein können, ist nicht klärungsbedürftig. Obwohl eine explizite Entscheidung des 

Bundessozialgerichts (BSG) zu dieser Frage nicht vorliegt, ergibt sich die Antwort ohne 

weiteres aus dem Gesetz und der zu Teilaspekten vorliegenden Rechtsprechung sowie 

der insoweit ganz einhelligen Rechtsauffassung im wissenschaftlichem Schrifttum (vgl 

zum Wegfall der Klärungsbedürftigkeit unter dieser Voraussetzung beispielhaft BSG 

SozR 3-1500 § 146 Nr 2 S 6; SozR 3-2500 § 75 Nr 8 S 34; SozR 3-1500 § 160a Nr 21 

S 38). Verfassungsrechtliche Bedenken gegen diese Rechtsprechung des BSG bestehen 

nicht (vgl BVerfG [Kammer], Beschluss vom 29. Mai 2001 - 1 BvR 791/01 -, und früher 

schon BVerfG [Kammer], SozR 3-1500 § 160a Nr 6 S 10 ff, Nr 7 S 14).  

 

Das LSG hat seine Entscheidung darauf gestützt, schiedsfähig nach § 89 Abs 1 Satz 1 

SGB V seien lediglich solche Verträge über die vertragsärztliche Versorgung, deren 

Abschluss gesetzlich vorgeschrieben ist. Diese Rechtsauffassung wird im wissenschaft-

lichen Schrifttum allgemein geteilt (Düring, Das Schiedswesen in der gesetzlichen Kran-

kenversicherung, 1992, S 133; Schmiedl, Das Recht des vertrags(zahn)ärztlichen 

Schiedswesens, 2002, S 153; Hess in Kasseler Komm, Stand Mai 2003, § 89 SGB V, 
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RdNr 9; Vahldieck in Hauck/Haines, SGB V, KV § 89 RdNr 9; Hencke in: Peters, Hand-

buch der Krankenversicherung, SGB V, § 89 RdNr 3; Liebold/Zalewski, Kassenarztrecht, 

RdNr C 89-6 mit einer ausdrücklichen Unterscheidung zwischen gesetzlich vorgeschrie-

ben sowie freiwilligen und deshalb nicht schiedsamtsfähigen Vereinbarungen). Abwei-

chende Stimmen zu dieser Rechtsfrage im Schrifttum sind nicht ersichtlich und von den 

Klägern auch nicht benannt worden. Im Sinne dieser Rechtsauffassung hat sich auch der 

Senat in seinem Urteil vom 5. Februar 2003 - B 6 KA 6/02 R - (BSG SozR 4-2500 § 83 

Nr 1 RdNr 21) geäußert. Im Rahmen der Prüfung, ob das im Verfahren B 6 KA 6/02 R 

beklagte Landesschiedsamt hat tätig werden dürfen, stellt der Senat dar, dass der 

umstrittene "Rahmengesamtvertrag" für die vertragsärztliche Versorgung in den neuen 

Bundesländern (RGV) ein von § 89 Abs 1 SGB V erfasster Gesamtvertrag sei. Es han-

dele sich bei diesem Vertrag nicht nur um eine untergeordnete oder "freiwillige" gesamt-

vertragliche Teilregelung, sondern um einen echten Gesamtvertrag. Darunter seien alle 

Verträge zu verstehen, die im Rahmen der gemeinsamen Selbstverwaltung die von den 

Krankenkassen für die gesamte vertragsärztliche Versorgung an die KÄV mit befreiender 

Wirkung zu leistende Gesamtvergütung verbindlich regeln. Diese Passage des Senats-

urteils vom 5. Februar 2003 (SozR aaO) lässt erkennen, dass unter dem Gesichtspunkt 

der Schiedsamtsfähigkeit auch das BSG von der Differenzierung zwischen lediglich "frei-

willigen" Vereinbarungen der Gesamtvertragspartner und echten Gesamtverträgen iS der 

§ 83 Satz 1 und § 85 Absätze 1 und 2 SGB V ausgeht. Auch das Senatsurteil vom 

27. Januar 1987, in dem die Schiedsamtsfähigkeit einer Vereinbarung über die Kosten 

der Wirtschaftlichkeitsprüfung bejaht worden ist (BSGE 61, 146, 147, 149 = SozR 2200 

§ 368h Nr 4 S 9), weist in diese Richtung. Andernfalls hätte es des Hinweises des Senats 

auf die spezielle Ermächtigung des § 368n Abs 5 Satz 3 RVO nicht bedurft, gesamtver-

traglich das Verfahren zur Überwachung und Prüfung der Wirtschaftlichkeit zu regeln. 

Weil es sich bei den auf dieser Grundlage (heute § 106 Abs 3 SGB V) vereinbarten Prüf-

vereinbarungen um gesetzlich vorgeschriebene Verträge handelt und in diesen Prüfver-

einbarungen auch die durch die Wirtschaftlichkeitsprüfung entstehenden Kosten zu regeln 

sind, sind nach der Entscheidung des Senats auch die Kostenregelungen schiedsamtfä-

hig. 

 

Für die Annahme, jede vertragliche Vereinbarung zwischen den Institutionen, die (auch) 

die Gesamtverträge über die vertragsärztliche Vergütung abzuschließen haben, sei 

schiedsamtsfähig und deshalb Gegenstand der Nachwirkungsanordnung nach § 89 Abs 1 

Satz 4 SGB V, bietet das Gesetz keinen Anhaltspunkt. Die durch das Gesundheitsstruk-

turgesetz (GSG) vom 21. Dezember 1992 (BGBl I S 2266) in das Gesetz eingefügte 

Regelung des § 89 Abs 1a Satz 1 SGB V über das Recht der Aufsichtsbehörden, bei 

Nichteinigung der Vertragspartner hinsichtlich eines "gesetzlich vorgeschriebenen Vertra-

ges über die vertragsärztliche Versorgung" das Schiedsamt anzurufen, hat keinen ande-

ren Inhalt als die Grundregel des § 89 Abs 1 Satz 1 SGB V selbst. Etwas Gegenteiliges 

kann nicht aus dem Umstand geschlossen werden, dass die Worte "gesetzlich vorge-
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schrieben" nur in § 89 Abs 1a Satz 1 SGB V und nicht in § 89 Abs 1 Satz 1 SGB V ent-

halten sind. Die Zwangsschlichtung, das Antragsrecht der Aufsichtsbehörde gegenüber 

dem Schiedsamt und die Nachwirkungsanordnung nach § 89 Abs 1 Satz 4 SGB V zur 

Vermeidung eines vertragslosen Zustands sind Instrumente, die erkennen lassen, dass 

hinsichtlich der Materien, die das Gesetz ausdrücklich den Vertragspartnern der vertrags-

ärztlichen Versorgung zur näheren Regelung überantwortet hat, Regelungen getroffen 

werden müssen. Hinweise darauf, dass denjenigen Institutionen auf Bundes- und Lan-

desebene, die gesetzlich vorgeschriebene Verträge über die vertragsärztliche Versorgung 

vereinbaren müssen, die Möglichkeit genommen werden soll, andere Verträge freiwillig 

und ohne die Möglichkeit einer Zwangsschlichtung durch das Bundes- bzw Landes-

schiedsamt zu vereinbaren und entsprechend auch wieder zu kündigen, lassen sich dem 

Gesetz nicht entnehmen. 

 

Der hier streitbefangene Vertrag zur Abgabe von Verbrauchsmaterialien bei der ambu-

lanten Katarakt-Operation ist mit dem vom LSG festgestellten Inhalt kein gesetzlich vor-

geschriebener Vertrag über die vertragsärztliche Versorgung. Deshalb findet die Weiter-

geltungsregelung des § 89 Abs 1 Satz 4 SGB V auf ihn keine Anwendung. Die im Übrigen 

für die Entscheidung des Rechtsstreits relevanten Fragen betreffen die dem LSG vorbe-

haltene (vgl § 162 SGG) Auslegung und Anwendung dieses nicht über den Bezirk der 

beklagten KÄV hinaus geltenden Vertrages sowie allgemeine Vertrauensschutzaspekte 

und sind von den Klägern nicht zum Gegenstand einer Rechtsfrage gemacht worden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Absätze 1 und 4 SGG in der bis zum 1. Januar 

2002 geltenden und hier noch anzuwendenden Fassung. 
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